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Weisung zur Gemeindeversammlung

Mittwoch, 19. Juni 2024

um 20.00 Uhr

in der Mehrzweckhalle Zentrum
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Allgemeine Informationen
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Auflage: 250 Exemplare; Druck: druckmanufaktur.com ag, Urdorf

Grundsatz

Die Gemeindeversammlung ist das oberste Organ der Gemeinde. 
Sie besteht aus der Gesamtheit der stimmberechtigten Schweizer 
Bürgerinnen und Bürger, die in Urdorf Wohnsitz haben. 

"Wer stimmt, bestimmt!"

Die Demokratie in unserem Dorf lebt von der Gemeindeversamm-
lung. Sie besteht aus der Gesamtheit der Urdorfer Stimmberechtigten 
und ist geprägt von der Teilnahme engagierter Einwohnerinnen und 
Einwohner. Von den rund 6'000 Stimmberechtigten machen jedoch 
nur etwa 3 % von diesem wichtigen Bürgerrecht Gebrauch.

Durchführungsort

Die Gemeindeversammlungen werden in der 
Mehrzweckhalle Zentrum, an der Birmens-
dorferstrasse 77, durchgeführt und beginnen  
in der Regel um 20.00 Uhr.

Aktenauflage

Die Akten liegen ab Donnerstag, 16. Mai 2024, 
bei der Gemeindeverwaltung, Gemeindehaus A,  
Präsidialabteilung, Büro OG 14, zur Einsicht auf.

Schalteröffnungszeiten Verwaltung:

Mo. - Mi.	 08.30 - 12.00 Uhr / 13.30 - 16.00 Uhr
Do. 	 08.30 - 12.00 Uhr / 13.30 - 18.30 Uhr
Fr. 	 07.30 - 14.00 Uhr
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Kontaktadresse / Weitere Informationen

Die Präsidialabteilung der Gemeindeverwaltung steht Ihnen bei Fragen rund um die Gemeindeversammlung 
gerne zur Verfügung (Tel. 044 736 51 30 oder praesidial@urdorf.ch).

Auf der Webseite der Gemeinde Urdorf (www.urdorf.ch) können Sie die aktuelle wie auch vergangene  
Weisungen der Gemeindeversammlungen unter der Rubrik "Behörden" unter "Gemeindeversammlung" 
herunterladen.

Wünschen Sie die Weisung jeweils zugestellt? Sie können die Weisung auf www.urdorf.ch unter der Rubrik 
"Services" im "Newsletter-Service" als Newsletter-Abonnement digital abonnieren oder unter "Online-Schalter" 
per Post anfordern.

Wir bitten Sie, Ihre persönliche Weisung an die Gemeindeversammlung mitzubringen. Vor Ort werden  
nur wenige Exemplare aufgelegt.
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Traktandenliste

Mit Beschluss vom 12. Februar 2024 wurden für die Gemeindeversammlung vom Mittwoch, 19. Juni 
2024, folgende Geschäfte festgelegt:

		  Referent/in	 Seite
		
	Politische Gemeinde

	1.	 Jahresrechnung 2023	 Finanzvorstand		  4 
			   Thomas Hächler
			 
	2.	 Teilrevision der Bau- und Zonenordnung 	 Planungsvorstand
		 "Mehrwertausgleich"	 Danilo Follador		  38
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1	 Politische Gemeinde: Jahresrechnung 2023
	 Die Vorlage in Kürze	
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Die Zahlen im Überblick	 Rechnung 2023	 Budget 2023	 Abweichung

Ordentlicher Aufwand	 -80’825’635	 -78’921’800	 -1’903’835
Ordentlicher Ertrag	 84’238’538	 80’890’800	 3’347’738
Ordentliches Ergebnis	 3’412’903	 1’969’000	 1’443’903

Ausserordentlicher Aufwand	 0	 0	 0
Ausserordentlicher Ertrag	 0	 0	 0
Ergebnis Erfolgsrechnung	 3’412’903	 1’969’000	 1’443’903

Bei einem Aufwand von Fr.  80’825’635 und 
einem Ertrag von Fr. 84’238’538 weist die Jahres- 
rechnung  2023 einen Ertragsüberschuss von  
Fr. 3’412’903 aus. Dieser wird dem Bilanzüber-
schuss gutgeschrieben. Im Budget  2023 wurde 
ein Ertragsüberschuss von Fr.  1’969’000 aus-
gewiesen. Das gegenüber dem Budget um rund  
1,4 Millionen Franken bessere Ergebnis ist im 
Wesentlichen auf Mehrerträge bei den Gemeinde-
steuern (Fr. + 3,1 Mio.) und den Grundstückgewinn-
steuern (Fr. + 2,4 Mio.), Minderaufwendungen bei 
der Gesetzlich wirtschaftlichen Hilfe (Fr. - 1,0 Mio.) 
sowie einer effektiven Kostenkontrolle zurückzu-
führen. Belastet wird das Ergebnis durch Mehr-
aufwendungen bei der Bildung (Fr.  +  1,2 Mio.), 
einem tieferen Jahresgewinn beim Alterszentrum  
(Fr. -  0,9 Mio.) sowie einem tieferen Finanzausgleich 
aufgrund der höheren Steuererträge respektive  
höheren Steuerkraft (Fr. - 3,0 Mio.).

Die Nettoinvestitionen im Verwaltungsvermögen 
von Fr.  3’098’301 liegen unter den veranschlag-
ten Nettoausgaben von Fr.  7’565’000. Dies be-
gründet sich im Wesentlichen auf Verschiebungen  
von diversen Strassenprojekten (Fr.  -  1,3 Mio.), 
einem verzögert eingetroffenen Bundesbeitrag für 
die Sanierung Birmensdorferstrasse/Feldstrasse  
(Fr. + 0,4 Mio) und Verschiebungen bei den Wasser- 
versorgungs- (Fr. - 1,8 Mio.) und Abwasserbesei-
tigungsprojekten (Fr. - 1,5 Mio.) zum grossen Teil 
im Zusammenhang mit den Strassenprojekten. 
Das Verwaltungsvermögen sank leicht aufgrund 
der Investitionen abzüglich Abschreibungen von 
Fr. 63’418’985 auf Fr. 63’276’764. Die Nettoein-
nahmen und -ausgaben im Finanzvermögen von 
je Fr. 265’447 entstanden durch die Verbuchung 
von Landmutationen im Zusammenhang mit der 
Sanierung Birmensdorferstrasse/Feldstrasse.

Das Finanzvermögen stieg von Fr. 42’390’502 auf 
Fr.  47’436’237 per 31.  Dezember  2023. Haupt-
sächlich aufgrund der liquiden Mittel, welche sich 
von Fr. 10’927’214 auf Fr. 14’990’699 erhöhten. Die 
Kreditorenausstände sanken von Fr. 8’146’530 auf 
Fr. 6’579’020. Die Finanzverbindlichkeiten stiegen 
von Fr. 10 Mio. auf Fr. 15 Mio. Die kurz- und lang-
fristigen Rückstellungen stiegen auf Fr. 577’831. 
Der Bestand der noch nicht abgerechneten Bau- 
depositen hat um Fr. 400’658 zugenommen und  
beläuft sich per Bilanzstichtag auf Fr. 2’485’059. Das  
Nettovermögen von Fr. 7,2 Mio. per Ende 2022 hat 
auf Fr. 10,9 Mio. per Ende 2023 zugenommen.

Die Verpflichtungen gegenüber den gebühren- 
finanzierten Eigenwirtschaftsbetrieben (Wasser-
versorgung, Abwasser- und Abfallbeseitigung) er-
höhten sich auf insgesamt Fr. 5’930’563.

Der Bilanzüberschuss stieg um den Ertragsüber-
schuss von Fr. 3’412’903 von Fr. 64’794’727 auf  
Fr. 68’207’630 per Bilanzstichtag.
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1.	 Der Gemeinderat hat die Jahresrechnung und die Sonderrechnungen  2023 der Politischen  
	 Gemeinde Urdorf genehmigt.

2.	 Die Jahresrechnung 2023 der Politischen Gemeinde Urdorf weist folgende Eckdaten aus:

	 Erfolgsrechnung 	 Gesamtaufwand	 Fr.	 80’825’635.06
		  Gesamtertrag 	 Fr. 	 84’238’538.13
		  Ertragsüberschuss 	 Fr.	 3’412’903.07

	 Investitionsrechnung  
	 Verwaltungsvermögen 	 Ausgaben Verwaltungsvermögen 	 Fr.	 4’438’293.05
		  Einnahmen Verwaltungsvermögen 	 Fr.	 1’339’991.74
		  Nettoinvestitionen Verwaltungsvermögen 	 Fr.	 - 3’098’301.31

	 Investitionsrechnung  
	 Finanzvermögen 	 Ausgaben Finanzvermögen 	 Fr.	 265’447.00
		  Einnahmen Finanzvermögen 	 Fr.	 265’447.00
		  Nettoinvestitionen Finanzvermögen 	 Fr.	 -

	 Bilanz	 Bilanzsumme	 Fr.	 110’713’001.31

	 Der Ertragsüberschuss der Erfolgsrechnung wird dem Bilanzüberschuss zugewiesen.
	 Dadurch erhöht sich der Bilanzüberschuss auf Fr. 68’207’629.95.

3.	 Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung, die Jahresrechnung und die Sonderrech- 
	 nungen 2023 der Politischen Gemeinde Urdorf zu genehmigen.

Urdorf, 22. April 2024

Gemeinderat Urdorf

Gemeindepräsidentin	 Gemeindeschreiber

Sandra Rottensteiner	 Patrick Müller



6

1	 Politische Gemeinde: Jahresrechnung 2023
	 Die Vorlage im Detail
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Entwicklung Rechnungsergebnis

Entwicklung Selbstfinanzierung in %

B = Budget	 Bemerkung: Für die Vorjahre bestehen keine konsolidierten  
P = Finanzplanung	 Zahlen für die per 01.01.2022 fusionierte Einheitsgemeinde.
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Entwicklung Bilanzüberschüsse

Entwicklung Nettoschuld/-vermögen

B = Budget	 Bemerkung:  Für die Vorjahre bestehen keine konsolidierten  
P = Finanzplanung	 Zahlen für die per 01.01.2022 fusionierte Einheitsgemeinde.
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1.	 Die Rechnungsprüfungskommission hat die Jahresrechnung und die Sonderrechnungen  2023 
 	 der Politischen Gemeinde Urdorf in der vom Gemeinderat beschlossenen Fassung vom 22. April 2024 
	 geprüft. Die Jahresrechnung weist folgende Eckdaten aus:

	 Erfolgsrechnung 	 Gesamtaufwand	 Fr.	 80’825’635.06
		  Gesamtertrag 	 Fr. 	 84’238’538.13
		  Ertragsüberschuss 	 Fr.	 3’412’903.07

	 Investitionsrechnung  
	 Verwaltungsvermögen 	 Ausgaben Verwaltungsvermögen 	 Fr.	 4’438’293.05
		  Einnahmen Verwaltungsvermögen 	 Fr.	 1’339’991.74
		  Nettoinvestitionen Verwaltungsvermögen 	 Fr.	 - 3’098’301.31

	 Investitionsrechnung  
	 Finanzvermögen 	 Ausgaben Finanzvermögen 	 Fr.	 265’447.00
		  Einnahmen Finanzvermögen 	 Fr.	 265’447.00
		  Nettoinvestitionen Finanzvermögen 	 Fr.	  -

	 Bilanz	 Bilanzsumme	 Fr.	 110’713’001.31

	 Der Ertragsüberschuss der Erfolgsrechnung wird dem Bilanzüberschuss zugewiesen.
	 Dadurch erhöht sich der Bilanzüberschuss auf Fr. 68’207’629.95.

2.	 Die  Rechnungsprüfungskommission stellt fest, dass die Jahresrechnung der Politischen Gemeinde  
	 Urdorf finanzrechtlich zulässig und rechnerisch richtig ist. Die finanzpolitische Prüfung der Jahresrech- 
	 nung gibt zu keinen Bemerkungen Anlass.

3.	 Die Rechnungsprüfungskommission hat den Kurzbericht der finanztechnischen Prüfung zur Kenntnis  
	 genommen.

4. 	Die Rechnungsprüfungskommission beantragt der Gemeindeversammlung, die Jahresrechnung und  
	 die Sonderrechnungen 2023 der Politischen Gemeinde Urdorf entsprechend dem Antrag des Gemein- 
	 derates zu genehmigen.

Urdorf, 2. Mai 2024

Rechnungsprüfungskommission Urdorf

Präsident	 Aktuar 

Emanuele Agustoni	 Marco Menger
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Das Raumplanungsgesetz verlangt von den Kan-
tonen, dass sie erhebliche planungsbedingte 
Vorteile – so genannte Mehrwerte – mindestens 
bei Einzonungen ausgleichen. Der Kantonsrat 
verabschiedete am 28. Oktober 2019 das kanto-
nale Mehrwertausgleichsgesetz (MAG), das die-
se bundesrechtlichen Vorgaben mit dem kanto-
nalen Mehrwertausgleich umsetzt und zudem den  
Gemeinden die Möglichkeit einräumt, auch bei 
Um- und Aufzonungen eine kommunale Abgabe 
zu erheben. Die ausführende Mehrwertausgleichs-
verordnung (MAV) wurde am 30. September 2020 
vom Regierungsrat erlassen. MAG und MAV  
regeln den Ausgleich von planungsbedingten Vor-
teilen bei Ein-, Um- und Aufzonungen und traten 
am 1. Januar 2021 in Kraft.

Die Gemeinden können in der Folge entscheiden, 
ob sie eine kommunale Mehrwertabgabe einführen 
möchten. Der Verzicht ist gestützt auf die jüngste 
Gesetzgebung der eidgenössichen Räte wieder 
möglich. Möchte eine Gemeinde eine kommunale 
Mehrwertabgabe auf planungsbedingten Vorteilen 
(Mehrwerten) erheben, braucht es vor dem Vollzug 
eine entsprechende Vorschrift in der kommunalen 
Bauordnung (BauO). Wenn sich eine Gemeinde 
für eine Einführung des Mehrwertausgleichs ent-
scheidet, fliessen die Abgaben in den kommunalen  
Fonds und stehen anschliessend zur Verfügung, 
um den öffentlichen Raum zu gestalten. Dies kann 

2	 Teilrevision der Bau- und Zonenordnung  
"Mehrwertausgleich"   
Die Vorlage in Kürze

die Gestaltung von Parks und Grünanlagen umfas-
sen wie auch die Verbesserung des Lokalklimas 
oder das Erstellen von sozialen Infrastrukturen, 
wie beispielsweise soziale Treffpunkte oder aus-
serschulische Einrichtungen. Das zu erlassende 
Fondsreglement bildet die Rechtsbasis dafür. Der  
alternative Ausgleich mittels städtebaulicher Ver-
träge, welche Sachleistungen anstelle einer mone-
tären Abgabe definieren, ist nur mit der Einführung 
des Mehrwertausgleichs zulässig.

Der Gemeinderat Urdorf beantragt mit der vorlie-
genden Teilrevision der Bau- und Zonenordnung 
die Einführung eines Mehrwertausgleichs mit 
einem Abgabesatz von 40 % und einer Freifläche 
von 2’000 m2. Damit wird ein gerechter Ausgleich 
zwischen den Planungs-Mehrwerten der begün-
stigten Grundeigentümer und der daraus resul-
tierenden Belastung des Gemeindehaushaltes 
und der Bevölkerung Rechnung getragen. Die 
Mehrwertabgabe soll, im Sinne der Wesentlich-
keit, vor allem bei grösseren Vorhaben zum Zuge 
kommen. Daher wird die grösstmögliche Freiflä-
che beantragt. Der Gemeinderat Urdorf möchte 
die Mehrwertabgaben insbesondere bei grösseren 
Gebieten in Form von städtebaulichen Verträgen 
ausgleichen. Dabei können die betroffenen Grund-
eigentümer gemeinsam mit der Gemeinde zweck-
dienliche Sachleistungen anstelle einer monetären 
Abgabe definieren.
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Antrag des Gemeinderates

Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung vom 19. Juni 2024, die Teilrevision der Bau- 
und Zonenordnung "Mehrwertausgleich" und das Fondsreglement vom 8. April 2024 festzusetzen und 
ihn zu ermächtigen, Abänderungen an der Revisionsvorlage in eigener Zuständigkeit vorzunehmen, 
sofern sie sich als Folge von Entscheiden im Rechtsmittelverfahren oder als formelle Änderungen im 
Genehmigungsverfahren als notwendig erweisen.

Urdorf, 22. April 2024

Gemeinderat Urdorf

Gemeindepräsidentin	 Gemeindeschreiber

Sandra Rottensteiner	 Patrick Müller
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2	 Teilrevision der Bau- und Zonenordnung  
"Mehrwertausgleich" 

	 Die Vorlage im Detail

Ausgangslage:

Im Januar 2021 sind das Gesetz und die Verordnung zum Mehrwertausgleich (MAG) im Kanton Zürich in 
Kraft getreten. Damit setzte der Kanton Zürich die bundesrechtliche Vorgabe aus dem Raumplanungs-
gesetz (RPG) um. Nun haben die Zürcher Gemeinden die Möglichkeit, in ihren Bau- und Zonenord-
nungen (BZO) die Mehrwertabgabe zu regeln.

Ein Verzicht auf einen Mehrwertausgleich für Auf- und Umzonungen widersprach bis vor Kurzem nach 
Auffassung des Bundesgerichts (insbesondere Fall Meikirch) dem RPG. So wurde festgehalten, dass die 
Kantone resp. die Gemeinden nicht auf einen Mehrwertausgleich bei Auf- und Umzonungen verzichten 
dürfen. Dies wurde im Kreisschreiben der kantonalen Baudirektion vom 23. Juni 2022 bestätigt.

Der Ständerat hat in der Herbstsession 2023 auf die jüngste Rechtsprechung des Bundesgerichts  
reagiert und sich für eine Präzisierung von Art. 5 RPG ausgesprochen, wonach sich die Mindest- 
anforderungen für die Erhebung von Mehrwertabgaben nach den Absätzen 1bis bis 1sexies richten und bei 
Einzonungen eine Abgabe von mindestens 20 % zu erheben ist. Dies mit dem Ziel klarzustellen, dass 
nur bei Einzonungen, nicht aber bei Auf- und Umzonungen zwingend eine Mehrwertabgabe erhoben 
werden muss. Das Datum des Inkrafttretens des RPG ist noch nicht bekannt. Gemäss Kreisschreiben 
der Zürcher Baudirektion, Amt für Raumentwicklung (ARE), vom 11. März 2024 kann das neue Recht zur  
Regelung herangezogen werden. Es ist somit im Kanton Zürich wieder zulässig, auf eine kommunale 
Mehrwertabgabe zu verzichten. Ein solcher Verzicht ist in der Bau- und Zonenordnung ebenso festzu-
halten.

Beim Entscheid für eine Einführung einer kommunalen Mehrwertabgabe legen die Gemeinden 
in ihrer Bau- und Zonenordnung den Abgabesatz und die Freifläche fest, welche einheitlich für 
das gesamte Gemeindegebiet gelten. Dadurch soll ein angemessener Ausgleich für erhebliche 
Vor- und Nachteile, die durch Planungen entstehen, gewährleistet werden. Ein Abgabesatz von  
wenigen Prozenten ist aufgrund der bundesrechtlichen Vorgaben und Rechtsprechung daher  
voraussichtlich nicht bundesrechtskonform. Bislang hat keine Gemeinde einen Abgabesatz unter 
20 % eingeführt. Der Maximalsatz ist bei 40 % definiert. Die Grösse der Freifläche kann zwischen 
1’200 m2 und 2'000 m2 betragen. Grundstücke, deren Fläche kleiner als der gewählte Wert ist, sind von 
der kommunalen Mehrwertabgabe befreit, sofern der durch eine Planungsmassnahme generierte Mehr-
wert den Betrag von Fr. 250’000.00 nicht übersteigt. Bei der kommunalen Abgabe wird der Abgabesatz 
auf den um Fr. 100’000.00 gekürzten Mehrwert angewendet. Die Mehrwertabgabe soll gezielt bei grös-
seren Bauvorhaben zur Anwendung kommen. 

Situation in Urdorf:

Jene Gemeinden, die keine kommunale Regelung in ihrer BZO festgesetzt haben, dürfen keine Mehr-
wertabgabe erheben, bis sie ihre eigene BZO revidiert haben. Dies gilt auch für eine Mehrwertabgabe im 
Rahmen von städtebaulichen Verträgen, da auch diese mit Inkrafttreten des MAG eine Festlegung in der 
BZO erfordern. Aufgrund dieser neuen gesetzlichen Vorgabe gilt es, die BZO zu ergänzen. 

Die Gemeinde Urdorf revidiert derzeit die Nutzungsplanung gesamthaft. Dafür wurde mit dem kommu-
nalen Richtplan die Grundlage für die zukünftige Ortsplanung geschaffen. Die Gesamtrevision wird den 
Stimmberechtigten voraussichtlich im Herbst/Winter 2025 zur Beschlussfassung an der Gemeindever-
sammlung vorgelegt. Aufgrund der vielen laufenden Siedlungsentwicklungen bei grösseren Grundstü-
cken, bei welchen Planungsmehrwerte entstehen, wird die erforderliche Änderung der BZO in einem ei-
genständigen Verfahren (Teilrevision) vorgezogen. Die vorliegende Teilrevision schafft die Grundlage für 
die Erhebung einer kommunalen Mehrwertabgabe sowie den Abschluss von städtbaulichen Verträgen.
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Zweck der Mehrwertabgabe: 

Auf der Basis der Mehrwertabgabe gilt es die richtige Entwicklung am richtigen Ort zu ermöglichen. 
Bei der Gesetzesvorlage des MAG geht es zusammenfassend darum, dass Grundstücke bei Ein-, Auf- 
oder Umzonungen eine Wertsteigerung erfahren. Die so ausgelösten Mehrwerte entstehen einzig auf-
grund von staatlichem Handeln. Gleichzeitig ziehen die Planungsmassnahmen in der Regel Kosten für  
Erschliessung und andere öffentliche Infrastrukturen nach sich, welche von der öffentlichen Hand und 
damit durch die Steuerzahlenden finanziert werden. Mit der Mehrwertabgabe wird ein Teil des entstan-
denen Mehrwerts abgeschöpft, um die Kosten der öffentlichen Hand auszugleichen. Für die Verwendung 
der Erlöse aus der Mehrwertabgabe wird ein zweckgebundener Fonds eingerichtet. Für das MAG sind 
zwei Arten der Mehrwertabgabe vorgesehen: Die kantonale und die kommunale Mehrwertabgabe.

Kantonale Mehrwertabgabe:

Bei der Einzonung von Nicht-Bauland (z.B. Landwirtschaftsland) oder der Umzonung einer Zone für  
öffentliche Bauten und Anlagen in eine Bauzone, wird durch den Kanton eine Mehrwertabgabe von 20 % 
des Mehrwerts erhoben. Diese kantonale Abgabe gilt unabhängig davon, ob die Gemeinde eine kommu-
nale Abgabe einführt. Keine kantonalen Abgaben fallen bei Auf- oder anderen Umzonungen an.

Kommunale Mehrwertabgabe: 

Gemäss MAG regeln die Gemeinden den Ausgleich von erheblichen planungsrechtlichen Vor- und Nach-
teilen, die durch Auf- und Umzonungen entstehen, in ihrer BZO. Das MAG sieht folgende Eckpunkte vor:

n	 Die Gemeinde legt eine Freifläche zwischen 1’200 m2 bis 2’000 m2 fest, die vom Mehrwertausgleich 
	 befreit ist.

n	 Die Gemeinde kann die Erhebung der Abgabe von 20 % bis höchstens 40 % des um Fr. 100’000.00 
	 gekürzten Mehrwerts vorsehen.

n	 Kosten im Zusammenhang mit Planungsverfahren, die massgeblich zur Verbesserung der Siedlungs- 
	 qualität beitragen, werden vom ausgleichspflichtigen Mehrwert abgezogen.

n	 Beträgt der mutmassliche Mehrwert von Grundstücken, die gemäss Art. 19 Abs. 2 MAG (Freifläche)  
	 von der Mehrwertabgabe befreit waren, mehr als Fr. 250’000.00, wird der Mehrwert trotzdem bemes- 
	 sen.

n	 Der Ausgleich kann mittels städtebaulicher Verträge geregelt werden und dabei von der aufgrund des  
	 Mehrwerts geschuldeten Abgabe abweichen.

Bemessung der Mehrwertabgabe:

Seit dem 1. März 2021 steht den Gemeinden mit der Online-Plattform "Elektronischer Mehrwertausgleich 
(eMWA)" ein Instrumentarium der Baudirektion zur Ermittlung von planungsbedingten Mehrwerten bei 
Ein-, Um- und Aufzonungen zur Verfügung.

Fälligkeit:

Sofern ein Baugrundstück abgabepflichtig ist, wird die Mehrwertabgabe mit der Baufreigabe oder der 
Rechtskraft einer nachträglichen Baubewilligung fällig. Geringfügige bauliche Massnahmen Iösen die 
Fälligkeit nicht aus.
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Ausgleichsfonds, Verwendung der kommunalen Mehrwertabgabe:

Die Erträge aus dem kommunalen Mehrwertausgleich fliessen, sofern keine städtebaulichen Verträge 
und damit Sachleistungen zum Einsatz kommen, in den kommunalen Mehrwertausgleichsfonds. Die 
Fondsmittel werden für kommunale Planungsmassnahmen gemäss Art. 3 Abs. 3 RPG verwendet. Dem-
nach sind Siedlungen nach den Bedürfnissen der Bevölkerung zu gestalten und in ihrer Ausdehnung zu 
begrenzen. Insbesondere sollen: 

n	 Wohn- und Arbeitsgebiete einander zweckmässig zugeordnet sein und schwergewichtig an Orten  
	 geplant werden, die auch mit dem öffentlichen Verkehr angemessen erschlossen sind;

n	 Massnahmen getroffen werden zur besseren Nutzung der brachliegenden oder ungenügend  
	 genutzten Flächen in Bauzonen und der Möglichkeiten zur Verdichtung der Siedlungsfläche;

n	 Wohngebiete vor schädlichen oder lästigen Einwirkungen wie Luftverschmutzung, Lärm und Erschüt- 
	 terungen möglichst verschont werden;

n	 Rad- und Fusswege erhalten und geschaffen werden;

n	 günstige Voraussetzungen für die Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen sichergestellt sein;

n	 Siedlungen viele Grünflächen und Bäume enthalten.

Mehrwertabgabe aus Sicht der Grundstückgewinnsteuer: 

Die politischen Gemeinden erheben im Kanton Zürich die Grundstückgewinnsteuer. Der Steuertat- 
bestand liegt in Handänderungen von Grundstücken oder Anteilen an Grundstücken. Die Grundstück- 
gewinnsteuer fällt jedoch nur bei einem Verkauf an, während die Mehrwertabgabe zum Zeitpunkt der 
Um-, Auf- oder Einzonungen entsteht und bei einer späteren Veräusserung oder Überbauung des  
Grundstücks fällig wird. Der Grundstückgewinn ist die Differenz zwischen Erlös und Anlagekosten und 
nicht gleichbedeutend mit dem Mehrwert infolge einer Planungsmassnahme. Durch wertvermehrende 
und anrechenbare Aufwendungen in der massgebenden Besitzdauer reduziert sich der Grundstück- 
gewinn. In der Regel sind bei Handänderungen von unbebautem Bauland nur geringe wertvermehrende 
oder anrechenbare Aufwendungen abzugsfähig, weshalb sich der Gewinn mehrheitlich aus der Differenz 
zwischen Erlös und Erwerbspreis ergibt.

Der in Zukunft zu leistende Mehrwertausgleich kann bei der Bemessung allfälliger Grundstückgewinn-
steuern als Teil der Aufwendungen vom Grundstückgewinn abgezogen werden (§ 28 lit. b Mehrwertaus-
gleichsgesetz / § 221 Abs. 1 lit. f StG ZH). Erste Grobschätzungen des Steueramtes der Stadt Zürich 
resp. des Kantons Zürich betreffend diesen Ertragsausfall zeigen, dass sich die jährlichen Erträge der 
Gemeinden aus der Grundstückgewinnsteuer bei einem Mehrwertausgleich von zum Beispiel 20 % um 
durchschnittlich circa 2 % verringern. Die Abgabe wird aufgrund des Mehrwertausgleichs nicht direkt 
von der Grundstückgewinnsteuer abgezogen, sondern kann als abzugsfähige Aufwendung bei einem 
Verkauf angerechnet werden. Weiter wird der ausgleichspflichtige Mehrwert nicht von der Grundstück-
gewinnsteuer ausgenommen, sondern nur die bezahlte Mehrwertabgabe. Der geleistete Mehrwertaus-
gleich kann bei der Grundstückgewinnsteuer als anrechenbare Aufwendung geltend gemacht werden. 
Dadurch wird der Ertrag aus der Grundstückgewinnsteuer reduziert.

Anpassungen in der Bau- und Zonenordnung: 

Gemäss revidiertem kommunalem Richtplan (rechtskräftig seit 17. November 2023) steht die Siedlungs-
entwicklung nach innen im Fokus, weshalb bei Auf- und Umzonungen Planungsmehrwerte entstehen. 
Allerdings steigen bei einer Innenverdichtung auch die Planungskosten für die öffentliche Hand und auch 
die vorhandene öffentliche Infrastruktur muss teilweise angepasst werden. Innenverdichtung wird von 
der Bevölkerung aber nur dann akzeptiert, wenn sie nicht zu Lasten der Qualitäten der öffentlichen Räu-
me geht. Der Mehrwertausgleich sorgt hier für den nötigen Ausgleich, indem die Nutzniesserinnen von 
Auf- und Umzonungen einen Teil dieser Kosten durch den besagten Mehrwertausgleich übernehmen. 
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LDer Gemeinderat hat sich umfassend mit der Thematik der Mehrwertabgabe auseinandergesetzt und 

die Einführung der Mehrwertabgabe beschlossen. Dabei hat er auch die Eckwerte festgelegt. So wurde 
die Freifläche auf 2’000 m2 und der Abgabesatz auf 40 % des um Fr. 100’000.00 gekürzten Mehrwerts 
beschlossen.

Aufgrund der vielen laufenden und anstehenden Siedlungsentwicklungen auf grösseren Grundstücken, 
teilweise im Rahmen von privaten Gestaltungsplänen, welche zu Planungsvorteilen führen werden, soll 
eine Mehrwertabgabe erhoben werden. Ein Verzicht erachtet der Gemeinderat aus Gerechtigkeitsgrün-
den nicht als opportun. Insbesondere sind mit der Einführung auch städtebauliche Verträge möglich, 
welche passgenauer konkrete lokale Bedürfnisse abdecken können. Mit städtebaulichen Verträgen wer-
den die Planungsmehrwerte nicht oder nur teilweise in Form einer monetären Abgabe in den Fonds 
eingezahlt, sondern am Ort der Entwicklung investiert. Das heisst, es werden öffentliche Bedürfnisse im 
Sinne eines Realersatzes gedeckt (beispielsweise Infrastrukturen wie Wegverbindungen, Kindergärten, 
Schulraumbedürfnisse, altersgerechtes Wohnen usw.).

Gestützt auf das jüngste Kreisschreiben vom 11. März 2024 und damit der Möglichkeit, auf die Einfüh-
rung eines Mehrwertausgleichs zu verzichten, hat sich der Gemeinderat nochmals beraten und seinen 
Beschluss bestätigt: Im Sinne der Gerechtigkeit sollen Planungs-Mehrwerte und die damit einherge-
hende Belastung des Gemeindehaushaltes und der Bevölkerung ausgeglichen werden. 

Die Bau- und Zonenordnung soll in der Folge wie folgt angepasst werden:

Art. 1a Mehrwertausgleich

Mehrwertabgabe 1 Auf Planungsvorteilen, die durch Auf- oder Umzonungen entstehen, 
wird eine Mehrwertabgabe im Sinne von § 19 des Mehrwertaus-
gleichsgesetzes (MAG) erhoben.

 2 Die Freifläche gemäss § 19 Abs. 2 MAG beträgt 2’000 m2.

3 Die Mehrwertabgabe beträgt 40 % des um Fr. 100’000.00 
gekürzten Mehrwerts.

Erträge 4 Die Erträge aus den Mehrwertabgaben fliessen in den kommunalen 
Mehrwertausgleichsfonds und werden nach Massgabe des Fonds-
reglements verwendet.

Hinweis: Beträgt der Mehrwert von Grundstücken, die gemäss Abs. 2 von der Abgabe  
befreit wären, mehr als Fr. 250’000.00, wird gestützt auf § 19 Abs. 4 MAG eine Abgabe gemäss Abs. 3 
erhoben.

Mitwirkung (öffentliche Auflage, Anhörung und kantonale Vorprüfung):

Der Gemeinderat hat mit Beschluss vom 16. Oktober 2023 die Teilrevision der Bau- und Zonenordnung 
"Mehrwertausgleich" zuhanden der öffentlichen Auflage und Anhörung verabschiedet. Die Teilrevisions-
vorlage wurde gemäss § 7 PBG während 60 Tagen vom 28. Oktober 2023 bis 25. Dezember 2023  
öffentlich aufgelegt. 

Während der Auflagefrist konnten sich alle zum Entwurf der Teilrevision äussern sowie schriftliche Ein-
wendungen vorbringen. Insgesamt wurden während der öffentlichen Auflage vier Schreiben mit zehn 
Anträgen eingereicht. Die Einwendungen sind im Erläuterungsbericht detailliert aufgeführt. Die Stellung-
nahme und der Beschluss des Gemeinderates zu den einzelnen Einwendungen sind ebenso enthalten. 
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Die Einwendungen umfassten summarisch folgende Punkte: 

n	 Anträge auf Verzicht zur Einführung einer Mehrwertabgabe

n	 Anträge auf Herabsetzung des Abgabesatzes von 40 % auf 20 %

n	 Antrag auf Herabsetzung der Freifläche von 2’000 m2 auf 1’200 m2

n	 Antrag auf Einbezug der Bevölkerung bei der Planung eines durch den Mehrwertfonds finanzierten  
	 Projekts

Von den zur Anhörung eingeladenen Nachbargemeinden wurden die Gemeinden Birmensdorf, Dietikon, 
Schlieren und Uitikon bedient. Diese haben keine Einwendungen eingereicht bzw. auf eine Stellung-
nahme verzichtet. Die Zürcher Planungsgruppe Limmattal (ZPL) hat die Vorlage an ihrer Sitzung vom  
31. Januar 2024 behandelt und auf eine Stellungnahme verzichtet.

Parallel zur öffentlichen Auflage wurde der Entwurf der Teilrevision dem Kanton Zürich zur Vorprüfung 
eingereicht. Die Vorlage wird gemäss Vorprüfungsbericht vom 20. November 2023 als genehmigungs-
fähig beurteilt. Für die Teilrevision der Bau- und Zonenordnung ist gemäss Art. 14 der Gemeindeordnung 
die Gemeindeversammlung zuständig.

Würdigung des Gemeinderates:

Der Gemeinderat Urdorf beantragt mit der vorliegenden Teilrevision der Bau- und Zonenordnung  
die Einführung eines Mehrwertausgleichs mit einem Abgabesatz von 40 % und einer Freifläche von  
2’000 m2. Damit wird ein gerechter Ausgleich zwischen den Planungs-Mehrwerten der begünstigten 
Grundeigentümer und der daraus resultierenden Belastung des Gemeindehaushaltes und der Bevöl-
kerung Rechnung getragen. Der Hauptteil des erzielten Mehrwerts verbleibt in jedem Fall beim Grund-
eigentümer. Die Mehrwertabgabe soll, im Sinne der Wesentlichkeit, vor allem bei grösseren Vorhaben 
zum Zuge kommen. Daher wird die grösstmögliche Freifläche beantragt.

Der Gemeinderat Urdorf möchte die Mehrwertabgaben insbesondere bei grösseren Gebieten in Form 
von städtebaulichen Verträgen ausgleichen. Dabei können die betroffenen Grundeigentümer gemein-
sam mit der Gemeinde zweckdienliche Sachleistungen anstelle einer monetären Abgabe definieren. 
Beispielsweise könnte ein Freiraum für die gesamte Bevölkerung erstellt werden oder Räume für die 
Öffentlichkeit (Kita, Café, Mehrzweckraum etc.) zur Verfügung gestellt werden. Die Einführung der kom-
munalen Mehrwertabgabe schafft die hierfür erforderliche Rechtsgrundlage und für alle Beteiligten vor-
teilhafte Lösungen. 
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1.	 Die Rechnungsprüfungskommission hat die Teilrevision der Bau- und Zonenordnung "Mehrwertaus- 
	 gleich" und das Fondsreglement vom 8. April 2024 geprüft und verabschiedet diese zuhanden der  
	 Gemeindeversammlung. 

2.	 Die Rechnungsprüfungskommission beantragt der Gemeindeversammlung vom 19. Juni 2024 mit  
	 einem Stimmenverhältnis von 3 zu 2 die Teilrevision der Bau- und Zonenordnung "Mehrwertaus- 
	 gleich" und das Fondsreglement vom 8. April 2024 festzusetzen und den Gemeinderat zu ermäch- 
	 tigen, Abänderungen an der Revisionsvorlage in eigener Zuständigkeit vorzunehmen, sofern sie sich  
	 als Folge von Entscheiden im Rechtsmittelverfahren oder als formelle Änderungen im Genehmigungs- 
	 verfahren als notwendig erweisen. 

Urdorf, 2. Mai 2024

Rechnungsprüfungskommission Urdorf

Präsident	 Aktuar 

Emanuele Agustoni	 Marco Menger
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Rechtsmittelbelehrung 

Anfragen

Anfragen von allgemeinem Interesse sind gemäss § 17 des Gemeindegesetzes spätestens zehn Arbeits-
tage vor der Gemeindeversammlung der Gemeindevorsteherschaft schriftlich einzureichen.

Stimmberechtigung

An der Gemeindeversammlung sind alle in Urdorf niedergelassenen Schweizerbürgerinnen und Schwei-
zerbürger, welche das 18. Altersjahr zurückgelegt haben und in den bürgerlichen Rechten nicht einge-
schränkt sind, stimmberechtigt. Die Niederlassung beginnt mit der Abgabe der Ausweisschriften.

Protokoll

In Gemeindeversammlungen wird Protokoll geführt. Das Protokoll enthält mindestens die Beschlüsse, 
die Wahlergebnisse und die Beanstandungen aus dem Verfahren. Erlasse, allgemeinverbindliche Be-
schlüsse und Wahlergebnisse werden veröffentlicht. 

Rechtsmittel

Die Verletzung von Vorschriften über die politischen Rechte kann innert 5 Tagen schriftlich mit Rekurs 
in Stimmrechtssachen gemäss Verwaltungsrechtspflegegesetz geltend gemacht werden. Der Rekurs 
gegen die Verletzung von Verfahrensvorschriften in der Gemeindeversammlung setzt voraus, dass diese 
in der Versammlung von einer stimmberechtigen Person gerügt worden ist. Die Verletzung von über-
geordnetem Recht kann innert 30 Tage schriftlich mit Rekurs gemäss Verwaltungsrechtspflegegesetz 
geltend gemacht werden. Die Kosten des Rekursverfahrens hat die unterliegende Partei zu tragen. In 
Stimmrechtssachen werden Verfahrenskosten nur erhoben, wenn das Rechtsmittel offensichtlich aus-
sichtslos ist. Die Rekursschrift muss einen Antrag und dessen Begründung enthalten. Der angefoch-
tene Beschluss ist, soweit möglich, beizulegen. Die Rekursschrift ist beim Bezirksrat Dietikon, Bahnhof- 
platz 10, 8953 Dietikon, einzureichen. 
  



48

www.urdorf.ch:
Ihr Portal rund um Urdorf
Entdecken und besuchen Sie uns im Internet. Herzlich willkommen in Urdorf!

Online-Reservationen  
für Kurse und Raummieten,  

Kontaktformulare uvm.

Aktuelle Informationen an vorderster Front

Sport- und Freizeitanlagen, 
Bibliothek, Ortsmuseum, 

Vereine uvm.

Informationen zu allen  
Lebenslagen, Schulen,  
Bauland, Immobilien 

Finden leicht gemacht: 
Bedienungsfreundliche Suchfunktion

Gemeinderat, Gemeindeversammlung, 
Kommissionen, Verwaltung und Betriebe

Heute und in Zukunft:
Was beschäftigt die Gemeinde

Abonnieren Sie den Newsletter
massgeschneidert auf Ihre Bedürfnisse


